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 5 

Antrag Nr. 4 6 

 7 
 8 
Antragsteller: AG 60 plus Mainz-Bingen 9 
 10 
Friedenspolitik 11 
 12 
 13 
Die SPD AG 60plus fordert den Unterbezirksvorstand auf, zeitnah ein „Forum 14 
Friedenspolitik“ der SPD Mainz-Bingen Durchzuführen, auf dem das Thema 15 
Friedenspolitik ausführlich und mit allen interessierten Mitgliedern des Unterbezirkes 16 
diskutiert werden kann. 17 
 18 
Begründung 19 
 20 
Die Sozialdemokratische Partei Deutschlands versteht sich als Partei des Friedens. Danach 21 

sind politische Konflikte grundsätzlich auf diplomatischen Weg mittels Verhandlungen und 22 

möglichst unter Einbeziehung der UN zu lösen. Waffenlieferungen und militärische 23 

Interventionen können nur im äußersten Notfall und nur im Rahmen eines UN-Mandats eine 24 

Handlungsalternative sein.  25 

Stattdessen sollen ausreichende humanitäre Hilfe für die Bevölkerung sowie Hilfe beim 26 

Aufbau möglichst demokratischer Verhältnisse unter Beachtung landestypischer Strukturen 27 

und Unterstützung bei der wirtschaftlichen Entwicklung von Krisenregionen geleistet werden. 28 

 29 

Grundsätze sind: 30 

- Mitentscheidung des Bundestags bei Waffenlieferungen und Bundeswehreinsätzen 31 

- Einsatz der vorgenannten Mittel grundsätzlich nur im Rahmen eines UN-Mandats 32 

- Stärkung der Handlungsmöglichkeiten der UN,  insbesondere Abschaffung des 33 

  Vetorechts der fünf Veto-Staaten 34 

- keine Waffenlieferung in Krisengebiete und in Länder mit instabilen und 35 

  undemokratischen  Verhältnissen 36 

- Geldquellen des Krieges und der Krisen austrocknen sowie Profiteure von  37 

  Waffengeschäften und Kriegen ächten 38 

- ausreichende humanitäre Hilfe für die Bevölkerung in Krisengebiete und 39 

  angemessene Aufnahme von politisch Verfolgten und sonstigen Flüchtlingen 40 

- Hilfe zum Aufbau tragfähiger politischer, möglichst demokratischer Strukturen und 41 

  stabiler Wirtschaft. 42 



In den letzten Jahren ist eine Zunahme von Kriegen sowie von militärischen und 43 

terroristischen Krisen festzustellen. Militärische Interventionen haben in der Regel zu keinem 44 

positiven Ergebnis geführt, insbesondere auch weil tragfähige politische Konzeptionen 45 

fehlten. Oftmals war  eine Koalition der Willigen ohne UN-Mandat am Werke, der es primär  46 

auch um die Wahrung ökonomischer Interessen  ging. Leitragende waren die 47 

Zivilbevölkerung und die Soldaten, die sinnlos geopfert wurden.                                              48 

Wir Älteren haben zum Teil noch die Kriegszeit bzw. deren Auswirkungen nach dem Ende 49 

des Krieges miterlebt. Wir wissen noch, dass zwei Weltkriege uns und unseren Nachbarn 50 

Leid und Elend gebracht haben. Bei den jüngsten Kriegen war und ist dies nicht anders. Die 51 

Gefahr, dass sich aus scheinbar kleinen Krisen wieder große Kriege entwickeln können ist in 52 

letzter Zeit gewachsen. 53 

 54 

Kriege sind sinnlos und lösen keine Probleme, sondern verschärfen sie eher noch. 55 

Politische Lösungen mit gegenseitigem Verständnis und Interessensausgleich sind 56 

notwendig. Gerade wir in Deutschland mit unseren Erfahrungen sollten deshalb für 57 

diplomatische Lösungen, wie es unser Außenminister versucht, werben und uns weltweit, 58 

insbesondere auch bei unseren Bündnispartnern dafür einsetzen. In diesem Zusammenhang 59 

weisen wir auch auf die Überlegungen im Bundesvorstand der AG  60 plus zu den 60 

Auseinandersetzungen im Irak und in Syrien hin. 61 


